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Substitution führt zu 
Fragmentierung

Eine Substitution zahnärztlicher 
Leistungen lehnt die BZÄK ab. Sie 
führt zur weiteren Fragmentierung 
der Gesundheitsberufe, dies wie-
derum zu einem erhöhten Qualifi-
zierungs-, Kommunikations- und 
Koordinierungsbedarf. Eine Dele-
gation an vorhandene Fachkräfte 
ist deshalb praktikabler und sinn-
voller.

Eine weitere Entlastung der 
Zahnärzte über die Delegations-
eröffnung wird mit Blick auf die 
demografische Entwicklung ein 
aktuelles Thema bleiben. Mit Pro-
blemen wie der wachsenden Al-

terspyramide, immobilen und mul-
timorbiden Patienten, Menschen 
mit Behinderungen oder der Ver-
zahnung von Medizin und Zahn-
medizin kommen auf den Berufs-
stand neue Herausforderungen zu. 
Das betrifft auch das Assistenzper-
sonal. 

Den Zahnarzt entlasten
Die Bundeszahnärztekammer 

unterstützt deshalb die Delegation 
zahnärztlicher Leistungen an da-
für qualifizierte nichtzahnärztliche 
Gesundheitsberufe unter zahnärzt-
licher Aufsicht, um den Zahnarzt 
zu entlasten und erhöhte Versor-
gungsbedarfe erfolgreich zu be-
wältigen. Die Zahnärztekammern 

werden dafür Sorge tragen, dass 
Fortbildungsmaßnahmen und Auf-
stiegsfortbildungen für die ZFA 
auch zukünftig die Voraussetzung 
bieten, dass Aufgaben delegiert 
werden können.

Dr. Sebastian Ziller, Zahnarzt und 
MPH, Leiter der Abteilung Prävention 

und 
Gesundheitsförderung der 
Bundeszahnärztekammer

Hinweis aus dem Referat ZAH/ZFA 
der ZÄK: Auszubildende dürfen keine 
delegierbaren Leistungen, wie z.  B. 
die Entfernung von Zahnstein, über-
nehmen.

Arbeitslosengeld kann nur be-
anspruchen, wer den Vermitt-
lungsbemühungen der Agentur für 
Arbeit zur Verfügung steht. Diese 
Verfügbarkeit wird bei Studieren-
den regelmäßig verneint, weil sie 
– so die gesetzliche Vermutung – 
nur versicherungsfreie Beschäfti-
gungen ausüben können. 

Ist jedoch ein Studienanfänger 
bis zum Beginn der Lehrveran-
staltungen nicht in studiumsrele-
vante Aktivitäten eingebunden, 
so ist diese Vermutung widerlegt 
(Landessozialgericht Hessen, Ur-
teil vom 2. Oktober 2012 – AZ 
L 7 AL 3/12).

Sachverhalt: Eine gelernte 
Krankenschwester meldete sich 
nach einer Zeit der Arbeitsun-
fähigkeit arbeitslos. Die Mutter 
eines minderjährigen Kindes be-
antragte – unter Hinweis auf ihre 
Einschreibung an einer Hoch-
schule – Arbeitslosengeld bis zum 
Vorlesungsbeginn. Die Agentur 
für Arbeit gewährte ihr Arbeits-
losengeld bis einschließlich Au-
gust. Ab September könne sie als 
eingeschriebene Studentin nur 
eine versicherungsfreie Beschäf-
tigung ausüben. Die Richter bei-
der Instanzen gaben der Studentin 
Recht.

Hierzu führte das Finanzge-
richt weiter aus: Die Klägerin 
hat im Streitfall nachgewiesen, 
dass sie bis zum Vorlesungs-
beginn (Anfang Oktober) nicht 
durch universitäre Aktivitäten 
gebunden gewesen ist und des-
halb eine Beschäftigung hätte 
ausüben können. Damit hat sie 
in dieser Zeit der Arbeitsvermitt-
lung zur Verfügung gestanden 
und die gesetzliche Vermutung 
widerlegt. Die Revision wurde 
nicht zugelassen.

Quelle: LSG Hessen, Pressemitteilung 
vom 2. Oktober 2012

Sozialrecht: Anspruch auf Arbeitslosengeld  
bis Vorlesungsbeginn (LSG)

Am Ende eines jeden Jahres 
sollten die noch nicht bezahlten 
Rechnungen im Hinblick auf das 
Datum des Zugangs beim Pati-
enten geprüft werden. 

Denn am 31. Dezember 2012 
verjähren zahnärztliche Hono-
raransprüche gegen Patienten, 
die ihre Rechnung im Jahr 2009 
erhalten haben. Etwas anderes 
gilt nur dann, wenn die Pati-
enten zwischenzeitlich den Ho-

noraranspruch ausdrücklich oder 
durch zum Beispiel Teilzahlung 
anerkannt haben. In diesem Fall 
beginnt die dreijährige Verjäh-
rungsfrist von dem Tag des An-
erkenntnisses an neu zu laufen. 
Die Verjährung selbst kann in der 
Regel nur durch Zustellung einer 
Klage oder eines gerichtlichen 
Mahnbescheides gehemmt wer-
den. Ein einfaches Mahnschreiben 
kann dagegen den Eintritt der Ver-

jährung nicht verhindern. Sofern 
eine Verjährung zu befürchten 
ist, empfiehlt es sich daher, ggf. 
noch kurzfristig beim zuständigen 
Amtsgericht einen Mahnbescheid 
zu beantragen. Ein vom Gericht 
durch rechtskräftigen Vollstre-
ckungsbescheid oder Urteil fest-
gestellter Anspruch verjährt dann 
erst in 30 Jahren.

Rechtsanwalt Peter Ihle
Hauptgeschäftsführer ZÄK M-V

Achtung: Verjährung 


